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Matthias Schnetzer, aus Vorarl-
berg stammender Chefökonom
der Arbeiterkammer, hat im
VN-Interview einen Vorschlag
zu mehr Steuergerechtigkeit
gemacht: eine moderate Erb-
schaftssteuer für Reiche und Su-
perreiche. Reflexartig wurde das

von Landeshauptmann Markus
Wallner abgelehnt: Das Budget
gehöre „ausgabenseitig konsoli-
diert“. Will Wallner Einsparungen
im Gesundheitsbereich? Im Sozi-
albereich? Bei den Schulen? Dem
Militär? Bei den Förderungen für
die Landwirtschaft? Konkret wird 
er leider nicht, warnt aber vor
zusätzlichen Belastungen.

Weder Ökonominnen und
Ökonomen noch die politischen
Mitbewerber fordern, mit dieser
Steuer den Mittelstand zu be-
lasten. Das Einfamilienhaus soll
steuerfrei vererbt werden können.
Die Pläne für eine moderate 
Erbschaftssteuer sehen zudem
hohe Freibeträge für Private vor
und sichern auch die Übergabe
von Unternehmen innerhalb einer
Familie. Es ist purer Populismus,
wenn Wallner diese Vorschläge
mit dem Stammtisch-Argument
abtut, er „traue“ den „hohen Frei-
beträgen“ nicht.

Die von Schnetzer aus wis-
senschaftlicher Sicht gut unter-
mauerte Ungerechtigkeit einer
fehlenden Erbschaftssteuer hat
vor gut zwei Jahren der ebenfalls
aus Vorarlberg stammende ORF-
Journalist Hanno Settele in seiner
Doku „Reich ohne Leistung“
anhand vieler Beispiele belegt.
Konservative sprechen gern von
den „Leistungsträgern“, meinen
damit aber selten Menschen, die
sich in Krankenhäusern, Altenhei-
men, Schulen oder Kindergärten

abrackern. Reich wird man heute 
nämlich nicht durch Arbeit, son-
dern meist durch große Erbschaf-
ten.

Erben ist ein leistungsfreier Ver-
mögenszuwachs, eine „Leistung“
des Erben oder der Erbin ist nicht
zu erkennen. Die ÖVP argumen-
tiert, bei Erbschaften handle
es sich um bereits versteuertes
Vermögen. Versteuert wurde
auch das Geld, das man auf das
Sparbuch einzahlt. Dort greift der
Staat über die Kapitalertragssteu-
er aber sehr wohl auch auf den
Vermögenszuwachs zu.

Die Nichtbesteuerung riesiger
Erbschaften hat neben dem sozi-
alen Aspekt auch problematische
politische Auswirkungen. Der
Einfluss reicher Eliten auf die Re-
gierungen ist überall deutlich am
Wachsen. In den USA förderten
Superreiche wie Jeff Bezos, Elon
Musk oder Mark Zuckerberg Do-
nald Trump massiv, ihre „Rendite“
jetzt sind weitgehende Steuerge-
schenke aus staatlichen Mitteln.
Dieses Geld fehlt dem Staat. Die
Folgen: Massive Einsparungen im
Sozialbereich, im Gesundheits-
wesen, bei der Bildung, bei der
Lebensmittelhilfe für die Ärmsten 
usw.

Steuerungerechtigkeit und das
Auseinanderdriften von Arm und
Reich zerstören auf Dauer die
Demokratie. Daran sollten die
Verantwortlichen auch bei uns
denken. Das reflexhafte Ableh-
nen einer dringend notwendigen
Erbschaftssteuer ist daher unver-
antwortlich. Vielleicht könnten ja
Wallners Parteikollegen aus der
Arbeiterkammer dem Landes-
hauptmann ins Gewissen reden!

Steuerungerechtigkeit!

Kommentar
Harald Walser

„Der Einfluss reicher
Eliten auf die Regie-
rungen ist überall deut-
lich am Wachsen.“

HARALD WALSER
harald.walser@vn.at

Harald Walser ist Historiker, 
ehemaliger Abgeordneter zum
Nationalrat (Die Grünen) und
AHS-Direktor.
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Mikroskopische Erleichterung!

IHRE MEINUNG IST GEFRAGT!
Vorarlbergs meistgelesenes Diskussionsforum. leserbriefe@vn.at

Die Ersparnis pro Person dürfte zwei bis
vier Euro betragen. APA

Steuersenkung: 
2 bis 4 Euro Ersparnis

WIEN Die Bundesregierung prä-
sentierte kürzlich Pläne, wonach
die Mehrwertsteuer auf Grund-
nahrungsmittel von zehn auf fünf 
Prozent sinkt. Das Forschungsin-
stitut RegioData rechnet nun vor:
Durchschnittlich gibt in Österreich
eine Person pro Jahr 1480 Euro für
Grundnahrungsmittel aus, also für 
alle Lebensmittel des täglichen Be-
darfs: Brot, Milch, Fleisch, Fisch,
Obst, Gemüse zum Beispiel. Aller-
dings sei nur ein kleiner Teil der 
Warengruppe von der Mehrwert-
steuersenkung betroffen. „Nach 
den derzeitigen Informationen
wird die durchschnittliche Erspar-
nis pro Einwohner vermutlich zwi-
schen zwei und vier Euro pro Monat 
betragen“, analysiert das Institut.

POLITIK IN KÜRZE

Rahmen für 
„ethisches Hacking“

WIEN Der Innenausschuss des Na-
tionalrats fordert klare Rahmenbe-
dingungen für „ethisches Hacking“. 
Ein entsprechender Antrag der 
Grünen wurde am Donnerstag mit 
Stimmen von ÖVP, SPÖ, NEOS und
Grünen angenommen. Innenmi-
nister Gerhard Karner (ÖVP) wer-
de aufgefordert, mittels Leitfaden 
rechtliche Grauzonen zu beseiti-
gen, berichtete die Parlamentskor-
respondenz. Mit „Ethical Hacking“
ist das gezielte und verantwor-
tungsvolle Testen von IT-Systemen
gemeint.

Erster Lehrgang
für Vietnamesen

KREMS Die ersten Auszubildenden
des Pflegeassistenz-Lehrgangs für
Vietnamesen in Niederösterreich
stehen kurz vor ihrem Abschluss.
Landesrätin Christiane Teschl-Hof-
meister (ÖVP) zog am Donnerstag
in einer Pressekonferenz eine po-
sitive Bilanz über das „europaweit
einzigartige Projekt“. Die Schü-
lerinnen und Schüler seien ange-
sichts des Fachkräftemangels eine 
„Unterstützung für unser Pflegesys-
tem“, aber „keine Konkurrenz“ für 

heimische Pflegekräfte. Das Projekt 
soll fortgesetzt werden.

Kritik an Posting
von Tschann

BLUDENZ Der Bludenzer Bürger-
meister Simon Tschann zeigte sich 
mit dem letzten Kind, das in der
Bludenzer Geburtenstation gebo-
ren wurde - und erntet Kritik von 
der SPÖ. Der Bürgermeister habe
dies öffentlich positiv kommentiert,
schreibt die SPÖ. „Viele Familien
im Bezirk empfinden diesen Um-
gang des Bürgermeisters mit der
Situation als irritierend und unver-
ständlich.“ Es stelle sich dieFrage,
warum es Tschann nicht gelungen
sei, die Station zu retten.

Grüne wollen 
Kontrollausschuss

BREGENZ Da sich die Vorarlber-
ger Landesregierung weigert, alte
Mails (über die bereits berichtet 
wurde) um die Wirtschaftsbundaf-
färe dem ORF rauszugeben, möch-
ten die Grünen nun einen Kontroll-
ausschuss einberufen. Die ÖVP 
versuche, Mails geheimzuhalten,
die der Aufklärung der Wirtschafts-
bundaffäre dienen, argumentiert 
die Grüne Landespartei.

Ein Baggerfahrer
und die Feuerwehr

WIEN Der Untersuchungsaus-
schuss zu den Ermittlungen nach 
dem Tod von Christian Pilnacek
hat am Donnerstag mit den ersten
Befragungen begonnen. Zuerst 
schilderte der Baggerfahrer, der die
Leiche des ehemaligen Justiz-Sek-
tionschefs am Morgen des 20. Ok-
tober 2023 in einem Seitenarm der 
Donau im niederösterreichischen
Rossatz gefunden hatte, seine
Wahrnehmungen. Anschließend 
beschrieb ein Feuerwehrmann die
Bergung.

Keine Zeugeneinvernahme
Der Leichnam
„war weiß wie ein 
Blattl Papier“, als
er ihn fand, be-
richtete der Bag-
gerfahrer. Wie je-
den Tag sei er um
sechs Uhr mit dem 
Bagger gestartet.
Um 6.30 Uhr sei 
dann die „Partie 
zum Tanken“ ge-
kommen. Als er im
Wasser den Kör-
per treiben sah,
habe er gewusst, 
„dass keine Hil-
fe mehr kommen
kann“. Die Leiche sei am Rücken 
gelegen und habe keine offensicht-
lichen Verletzungen aufgewie-
sen. Rund zwei Monate danach sei 
er auf der Polizeiinspektion Mau-
tern fünf bis zehn Minuten befragt
worden. Eine richtige Zeugenein-
vernahme habe es aber - zu seinem 
Unverständnis - nicht gegeben.

Feuerwehrmann schildert Bergung
Der Feuerwehrmann, der an der
Bergung des Leichnams beteiligt 
war, berichtete, dass er im Einsatz-
wagen auf dem Weg zum Fundort 
erstmals den Namen Pilnacek ge-
hört habe. Die Bergung habe höchs-
tens zehn Minuten gedauert. Spä-

ter beschrieb er
die Bergung als 
„ R o u t i n e e i n -
satz“. Aufgrund
der Schilderungen
des Bruders über 
die Geschehnisse 
des Vortags habe
er persönlich ge-

dacht, Pilnacek 
könnte „ins Was-
ser gegangen sein“.

Er habe aber keine Wahrnehmung, 
dass von anderen am Fundort be-
reits auf Suizid geschlossen wurde.

Längere Debatte
Für längere Geschäftsordnungs-
debatten und Unterbrechungen
sorgten anschließend Fragen der 
Grünen Abgeordneten Nina Toma-
selli zu möglichen Absprachen im
Innenministerium vor der Aussage 
des Feuerwehrmanns und dessen
Vertrauensperson Martin Hue-
mer, der in der Vergangenheit im
U-Ausschuss immer wieder Aus-
kunftspersonen aus ÖVP-Kreisen 
beraten hat. Sein Dienstgeber - das 
Innenministerium - habe ihm das 

Angebot gemacht, an einer Schu-
lung für Rechte und Pflichten im 
U-Ausschuss unter Huemers Lei-
tung und an einem anschließenden
Beratungsgespräch teilzunehmen, 
erklärte der Feuerwehrmann. Im
Zuge der Schulung vor rund ei-
ner Woche - an der auch der am
Nachmittag geladene Polizist teil-
genommen hatte - sei ihm auch
die Begleitung durch Huemer als 
Vertrauensperson angeboten wor-
den. Inhaltlich sei er aber in Bezug
auf seine Aussage nicht beeinflusst
worden.

Durch den von der FPÖ initiier-
ten U-Ausschuss soll eine mögli-
che politische Einflussnahme auf 
die Ermittlungen nach dem Tod 
Pilnaceks aufgearbeitet werden. 
Polit-Prominenz soll erst zu einem
späteren Zeitpunkt geladen wer-
den. Insgesamt sind 21 Sitzungen
bis zum 2. Juli geplant. 

Die nächsten U-Ausschuss-
Sitzungen finden am 28. und 29. 
Jänner statt. Anfang Woche waren 
die Ausschussmitglieder bereits zu
einem Lokalaugenschein beim Lei-
chenfundort zugegen.

Im Nationalrat stand der erste Tag im Pilnacek-U-Ausschuss an. 
Baggerfahrer und Feuerwehrmann sprachen zum Leichenfund.

Der U-Ausschuss zum Tod von Christian Pilnacek traf sich zum
ersten Mal im Parlament. APA

Die Vorarlbergerin Nina Tomaselli
sorgte für Debatten. APA

Persönliches Exemplar für AOM-Benutzer mischa-office - (C) APA-DeFacto GmbH. Alle Rechte vorbehalten.
Zur vertiefenden Auseinandersetzung mit dem „Thema der Woche“ eignen sich der Leitartikel „Zuckerl für den 
Aufschwung“ (Kleine Zeitung, 15. Jänner 2026) sowie der Beitrag „Regierung vergibt Rabattmarkerln auf Milch, 
Brot & Co“ (Kurier, 15. Jänner 2026).
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Mikroskopische Erleichterung!

�
A) Arbeitswissen

In den letzten Jahren sind die Preise für viele 
Lebensmittel deutlich gestiegen. Besprechen 
Sie im Plenum folgende Fragestellungen: 
• In welchen Situationen merken Sie persön-

lich, dass Lebensmittel teurer geworden 
sind?

• Welche Preissteigerungen empfinden Sie als 
besonders belastend, welche weniger?

• In welchen Bereichen Ihres Alltags 
wünschen Sie sich angesichts steigender 
Preise Entlastung?

/
B) Karikaturenanalyse

a) Sehen Sie sich die Karikatur aufmerksam an und
markieren Sie markante Bildelemente, die auf 
das Thema der Karikatur hinweisen.

b)	 Benennen Sie die dargestellte Person sowie das 
konkrete Thema der Karikatur. Erläutern Sie,
in welchem Zusammenhang beide zueinander 
stehen.

c)	 Beschreiben Sie die Karikatur mit eigenen 
Worten. Sie können dafür folgende Satzbau-
steine nutzen: 
• Die Karikatur zeigt, …
• Auffällige Elemente sind …
• Besonders ins Auge sticht … 

d)	 Erläutern Sie, worauf sich der Begriff „Erleich-
terung“ im Titel der Karikatur bezieht.

e)	 Analysieren Sie die Bedeutung des Mikroskops 
im Zusammenhang mit der Kernaussage der 
Karikatur.

s
C)  Textproduktion

Die Karikatur kritisiert die Wirkung politischer 
Entlastungsmaßnahmen im Alltag auf zuge-
spitzte Weise.
• Entwickeln Sie in Kleingruppen einen kurzen 

Sketch (zwei bis drei Minuten), der die 
Aussage der Karikatur humorvoll auf eine 
Alltagssituation überträgt.

• Stellen Sie dar, wie eine angekündigte 
Entlastung durch die Mehrwertsteuersen-
kung wahrgenommen wird.

• Arbeiten Sie den Gegensatz zwischen 
Erwartung und tatsächlicher Wirkung 
heraus.

• Halten Sie Ihren Sketch als Video fest oder 
erstellen Sie ein Drehbuch dafür. 
Präsentieren Sie Ihr Ergebnis anschließend 
der Klasse.




